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PPWR und Lebensmittelverpackungen aus Kunststoff 

Informationen zur Ausnahme von der Rezyklateinsatzpflicht 
gem. Art. 7 Abs. 5a PPWR (aktualisiert) 
 

(geänderte Fassung: August 2026) 

 

Die Umsetzung der Verordnung (EU) 2025/40 für Verpackung und Verpackungsabfälle (PPWR) stellt 
für Lebensmittelverpackungen aus Kunststoff eine Herausforderung dar und wirft Fragen auf. 

Lebensmittelverpackungen, die grundsätzlich den Anforderungen der Rahmenverordnung (EG) Nr. 
1935/2004 unterworfen sind, gelten nach den Begriffsbestimmungen der PPWR als sog. 
„kontaktempfindliche Verpackungen“. 

Die PPWR schreibt Mindestanteile (Quoten) von Post-Consumer-Recycling-Material (PCR) für 
verschiedene Kunststoffverpackungen vor; für Lebensmittelverpackungen ist nach Art. 7 Absatz 1 ein 
Mindestanteil von 10 % ab 1.1.2030 gefordert. Neben anderen Ausnahmen beschreibt Art. 7 Absatz 5 
a) eine generelle Ausnahmeklausel für Lebensmittelverpackungen von den vorgegebenen 
Quotierungen für 

 „Kunststoffverpackungen, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, 
wenn die Menge des Rezyklatanteils eine Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellt und dazu 
führt, dass verpackte Produkte gegen die Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 verstoßen;“ 

 

Ziel 

Die vorliegende Information der Verbände IK, IPV und Lebensmittelverband Deutschland widmet sich 
der Frage, welche Bedeutung die Ausnahme in Art. 7 Abs. 5a) PPWR hat. Ziel der Befassung ist es, 
bereits heute eine abgestimmte Auslegung zu treffen zur Kenntnis der jeweiligen Mitgliedskreise und 
als Basis für einheitliches Verständnis in den Lieferketten. 

Ergebnis 

Die Ausnahme in Art. 7 Abs. 5a) PPWR hat die Funktion einer Auffangvorschrift sollten bis 1.1.2030 
keine (werkstofflichen) Recyclingverfahren für andere Kunststoffe als PET für den Einsatz in 
Lebensmittelverpackungen zugelassen sein und die Kommission ihrer Pflicht zur Prüfung der 
Zulassung und der Verfügbarkeit entsprechender „geeigneter Recyclingtechnologien“ und dem Erlass 
von Ausnahmen nach Art. 7 Abs. 12 nicht rechtzeitig nachkommen. Die Ausnahme wirkt unmittelbar 
und EU-weit für alle Unternehmen und bedarf keiner Maßnahme von Seiten der EU-Kommission oder 
einer nationalen Behörde. Das hat die EU-Kommission in den Leitlinien zur PPWR klargestellt. Für den 
Erzeuger, der sich auf die Ausnahme beruft, gelten allerdings Nachweispflichten im Rahmen der 
Technischen Dokumentation zur Konformitätserklärung. 
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Begründung 

 

1. Bedeutung der Ausnahme 

Die Ausnahme in Art. 7 Abs. 5a) gilt für Lebensmittelverpackungen mit Kunststoffanteil (von 5 %  
und mehr, siehe Art. 7 Abs. 5b), wenn der verpflichtende Rezyklatanteil dazu führen würde, dass die 
(befüllte Verkaufs-) Verpackung aufgrund der Rezyklatmenge eine Gefahr für die menschliche 
Gesundheit darstellt und deshalb (siehe englische Fassung: „and results in“) nicht mit den 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften der EU-Rahmenverordnung Nr. 1935/2004 vereinbar wäre.  

Zu unterscheiden sind hier folgende Szenarien: 

• Die Pflicht, Rezyklate in Lebensmittelverpackungen aus anderen Kunststoffen als PET 
einzusetzen, könnte ab 2030 dazu führen, dass Recyclingverfahren genutzt werden müssten, 
die nicht für die Herstellung von Lebensmittelkontaktmaterialien nach der Kommissions-
Verordnung Nr. 2022/1616 (kurz EU-RezyklatVO 2022/1616) zugelassen sind. Dies betrifft auch 
sog. neuartige (Recycling-)Technologien im Sinne von Art. 10 EU-RezyklatVO 2022/1616, da 
diese (noch) nicht als sog. geeignete Recyclingtechnologien für den Einsatz im 
Lebensmittelkontakt zugelassen sind und daher eine Gesundheitsgefahr nicht 
ausgeschlossen werden kann (siehe dazu unten). Insofern sind sämtliche Verpackungen von 
der Rezyklateinsatzpflicht ausgenommen, für die bislang keine zugelassenen 
Recyclingverfahren für diese Kunststoffe existieren. Entscheidend ist daher die Aufnahme der 
jeweiligen Recyclingtechnologie in Anhang I der EU-RezyklatVO 2022/1616 
 

• Alternativ könnte die Kommission in Zukunft Grenzwerte für den maximalen Einsatz von 
Rezyklaten insgesamt oder Grenzwerte in Bezug auf bestimmte recycelte Kunststoffe 
festlegen. Sofern diese Maximal-Grenzwerte unterhalb der Mindestrezyklateinsatzquoten 
lägen, wären diese Verpackungen von der entsprechenden Rezyklateinsatzpflicht befreit. 

 
2. Zweck der Ausnahme 

Der Schutz der menschlichen Gesundheit ist eines der drei Hauptziele der PPWR (siehe Art. 1 Abs. 2 
sowie Erwägungsgründe 2, 19, 34, 38 und 51, der Abfallwirtschaft insgesamt (siehe Art. 1 EU-
Abfallrahmenrichtlinie Nr. 2008/98) und der einschlägigen lebensmittelrechtlichen Vorschriften (siehe 
Grundsätze der EU-Basisverordnung Nr. 178/2002 und EU-Rahmenverordnung Nr. 1935/2004). 

Die im Gesetzgebungsverfahren eingefügte Ausnahme in Art. 7 Abs. 5a) PPWR erklärt dem Wortlaut 
nach den Vorrang des Gesundheitsschutzes und der Lebensmittelsicherheit gegenüber pauschalen 
Rezyklateinsatzquoten, wenn Rezyklate (noch) nicht sicher im Lebensmittelkontakt einsetzbar sind.  

Systematisch ergänzt diese Ausnahme die übrigen Ausnahmen in Art. 7 Abs. 4 und gilt als 
Auffangvorschrift vor allem im ersten Szenario (s.o.), sollten bis 1.1.2030 keine (werkstofflichen) 
Recyclingverfahren für andere Kunststoffe als PET für den Einsatz in Lebensmittelverpackungen 
zugelassen sein und sollte die Kommission ihrer Pflicht zur Prüfung der Zulassung und der 
Verfügbarkeit entsprechender geeigneter Recyclingtechnologien nach Art. 7 Abs. 12 nicht rechtzeitig 
nachkommen. Damit handelt es sich um eine verpackungsspezifische Ausprägung der allgemeinen 
Abfallhierarchie, die Abweichungen zum Schutz der menschlichen Gesundheit vorsieht (Art. 4 Abs. 2 
Unterabs. 3 EU-Abfallrahmenrichtlinie Nr. 2008/98). Die EU-Kommission hat in ihren Leitlinien zur 
PPWR vom 30.3.2026 (Kapitel 7, C (2026) 3702 final) die unmittelbare Wirkung der Ausnahme für 
Unternehmen bestätigt. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52026XC03084


 

3 
 

Die bloße Anmeldung einer sog. neuartigen (Recycling-)Technologie nach Artikel 10 EU-RezyklatVO 
2022/1616 allein reicht nicht aus, um eine „Gefahr für die menschliche Gesundheit“ und einen Verstoß 
gegen die EU-Rahmenverordnung Nr. 1935/2004 auszuschließen. Denn die Erfüllung der Anmelde- und 
Informationspflichten für neuartige Recyclingtechnologien schafft lediglich die formale Berechtigung 
für das Inverkehrbringen von Rezyklaten für den Lebensmittelkontakt.  

Die materiellen Sicherheitsanforderungen der EU-Rahmenverordnung müssen darüber hinaus 
uneingeschränkt erfüllt werden. Außerdem gilt die Anmeldung einer neuartigen Recyclingtechnologie 
individuell nur für eine bestimmte Recyclinganlage, nicht allgemein für das Recycling von bestimmten 
Kunststoffen. Insofern ist eine Berufung auf die Ausnahme in Art. 7 Abs. 5a) möglich, auch wenn für 
den betreffenden Kunststoff eine neuartige Recyclingtechnologie angemeldet wurde.  

Die Entstehungsgeschichte der PPWR zeigt darüber hinaus, dass auch der Gesundheitsschutz als 
unverhandelbarer Kern betrachtet wurde. In den Beratungen wurde betont, dass die Rezyklatnutzung 
keine Risiken für Verbraucher (z.B. durch Verunreinigungen) schaffen darf (siehe z.B. 
Erwägungsgründe 48, 51). Dies spiegelt den historischen Willen wider, EU-weite Standards (wie in der 
Einweg-Kunststoff-Richtlinie Nr. 2019/904, Art. 1 und Erwägungsgrund 14) mit dem gesundheitlichen 
Verbraucherschutz zu balancieren. 

Sinn und Zweck der Ausnahme ist der Schutz der öffentlichen Gesundheit vor potenziellen Risiken 
durch Rezyklate (z. B. aufgrund der Kontamination mit chemischen Rückständen). Die Ausnahme löst 
den Zielkonflikt zwischen Rezyklateinsatz und dem Gesundheitsschutz zugunsten des 
Gesundheitsschutzes, verhindert unverhältnismäßige Belastungen für die Lebensmittelwirtschaft und 
fördert Innovationen in sichere Recyclingtechnologien. Ein „hohes Schutzniveau für […] die menschliche 
Gesundheit“ (siehe Erwägungsgrund 48 PPWR) setzt voraus, dass als sicher für den 
Lebensmittelmittelkontakt nur solche Recyclingtechnologien angesehen werden, die im Rahmen der 
EU-Rezyklatverordnung 2022/1616 als sog. „geeignete Recyclingtechnologie“ (siehe dort Art. 3) 
zugelassen worden sind. Dies wird in Erwägungsgrund 50 PPWR bekräftigt, wonach für andere als PET-
Kunststoffe vor dem Geltungsbeginn der Mindesteinsatzvorgaben geprüft werden soll, wie es um den 
„Zulassungsstatus nach den einschlägigen Unionsvorschriften und die Einrichtung solcher 
Technologien in der Praxis“ bestellt ist. 

 

3. Anforderungen an den Erzeuger 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Ausnahme ist, dass der Erzeuger der Verpackung oder 
des verpackten Produkts in der Technischen Dokumentation, die die Konformitätserklärung begleitet 
(siehe Art. 15 Abs. 2 PPWR), nachweist, dass 

• für das konkret zu benennende verwendete Polymer  
• keine geeignete Recyclingtechnologie für dieses Polymer in Anhang I der Verordnung (EU) 

2022/1616 aufgeführt (d. h. zugelassen) ist. 

Dies wird von der Kommission in den PPWR-Leitlinien (Kapitel 7) bestätigt. Damit wird nachgewiesen, 
dass die Einhaltung des Mindestrezyklatanteils im konkreten Einzelfall zu einem Verstoß gegen 
lebensmittelrechtliche Sicherheitsanforderungen führen würde, weil keine als geeignet zugelassene 
Recyclingtechnologie für diese Kunststoffe vorhanden und daher eine Gesundheitsgefahr nicht 
auszuschließen ist. 
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Zusätzlich schlägt die Kommission vor, dass der Erzeuger auch nachweist, dass für das 
Recyclingverfahren 

• keine Recyclingtechnologie in industriellem Maßstab verfügbar ist. 
 

Der Hinweis der Kommission, dass der Erzeuger über die Tatsche einer Nicht-Zulassung hinaus auch 
nachweisen soll, dass für die Herstellung dieses Polymers keine geeignete Recyclingtechnologie 
industriellem Maßstab verfügbar ist, findet im Wortlaut keine Entsprechung im Gesetz; auch geht aus 
der PPWR, den Leitlinien und aus der EU-Rezyklatverordnung 2022/1616 nicht näher hervor, auf 
welcher Grundlage die Bemessung eines „industriellen Maßstabs“ erfolgen könnte. 

Die zusätzlichen Anforderungen sind insofern erläuternd zu verstehen. Für die Ausnahme nach Art. 7 
Abs. 5 Buchst. a PPWR kommt es nach Auffassung der Kommission jedoch nicht allein darauf an, ob 
eine Recyclingtechnologie für ein Polymer abstrakt nach der Verordnung (EU) 2022/1616 zugelassen 
ist. Maßgeblich ist, ob für das konkret verwendete Polymer eine geeignete Recyclingtechnologie 
tatsächlich auch im industriellen Maßstab verfügbar ist und dadurch sichere bzw. geeignete Rezyklate 
für Lebensmittelkontaktmaterialien in ausreichender Menge bereitgestellt werden können. Ist dies 
nicht der Fall, würde die Erfüllung des Mindestrezyklatanteils die lebensmittelrechtliche Sicherheit 
gefährden.  

Die Ausnahme nach Art. 7 Abs. 5 Buchst. a PPWR greift dann unmittelbar, ohne dass es einer 
vorherigen Genehmigung oder eines gesonderten Rechtsakts der Kommission bedarf. Die 
Voraussetzungen sind vom Erzeuger in der technischen Dokumentation nach Art. 15 Abs. 2 PPWR 
i.V.m. Anhang VII PPWR zu dokumentieren. 

 

 

Dr. Martin Engelmann 
Hauptgeschäftsführer 
IK Industrieverband Kunststoffverpackungen e. V. 
Kaiser-Friedrich-Promenade 43, 61348 Bad Homburg 
 
Karsten Hunger 
Geschäftsführer 
IPV Industrieverband Papier- und Folienverpackung e. V. 
Kleine Hochstraße 8, 60313 Frankfurt (Main) 
 
Dr. Sieglinde Stähle 
Wissenschaftliche Leitung 
Lebensmittelverband Deutschland e. V.  
Claire-Waldoffstr. 7, 10117 Berlin 
                                                                                           

 

Bad Homburg, Frankfurt, Berlin, 26.8.2026 


